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Text 

(Tierärztliche Verschreibung antimikrobiell wirksamer Arzneimittel 

§ 54. (1) In Entsprechung des Art. 105 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/6 darf eine tierärztliche 
Verschreibung für antimikrobiell wirksame Tierarzneimittel oder antimikrobiell wirksamer Arzneimittel 
zur Metaphylaxe nur nach der Diagnose einer Infektionskrankheit durch eine Tierärztin bzw. einen 
Tierarzt ausgestellt werden. Die tierärztliche Verschreibung ist gemäß Art. 105 Abs. 10 der Verordnung 
(EU) 2019/6 nach ihrer Ausstellung fünf Tage gültig. 

(2) Die Tierärztin bzw. der Tierarzt muss entsprechend Art. 105 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2019/6 
in der Lage sein, die tierärztliche Verschreibung von antimikrobiell wirksamen Tierarzneimitteln oder 
antimikrobiell wirksamen Arzneimitteln, insbesondere für Meta- und Prophylaxe, zu rechtfertigen. 

(3) Der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft 
durch Verordnung ein System zur Erfassung, Auswertung und zum Vergleich von Daten über das 
Verkaufsvolumen und die Anwendung von antimikrobiell wirksamen Tierarzneimitteln oder 
antimikrobiell wirksamen Arzneimitteln festlegen. Dabei kann ein System mit Zielen und 
Schwellenwerten zur Optimierung bzw. Reduktion des Einsatzes von antimikrobiell wirksamen 
Tierarzneimitteln bzw. antimikrobiell wirksamen Arzneimitteln definiert werden. Als Ausgangsbasis für 
die Festlegung des Schwellenwertes dient der Mittelwert der jährlichen betrieblichen 
Antibiotikakennzahlen für jeden landwirtschaftlichen Betrieb einer Nutzungsrichtung aus drei 
aufeinanderfolgenden Kalenderjahren. Die Antibiotikakennzahl gibt an, an wie vielen Tagen im Jahr 
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jedes Tier des Betriebs mit der für den Betrieb gemeldeten Menge antimikrobiell wirksamer 
Tierarzneimittel bzw. antimikrobiell wirksamer Arzneimittel im Schnitt hätte behandelt werden können. 

(4) Zur Einhaltung der in der Verordnung gemäß Abs. 3 definierten Ziele ist die Tierhalterin bzw. 
der Tierhalter mit der bzw. dem jeweils verschreibenden Tierärztin bzw. Tierarzt verantwortlich. 

(5) Bei Wahrnehmung der Überschreitung der in der Verordnung gemäß Abs. 3 jeweils festgelegten 
Schwellenwerte können nach Art der Überschreitung und unter Berücksichtigung des Prinzips der 
Verhältnismäßigkeit folgende erforderlichen Maßnahmen zur Reduzierung des Einsatzes antimikrobiell 
wirksamer Tierarzneimittel bzw. antimikrobiell wirksamer Arzneimittel vorgesehen werden: 

 1. ein verpflichtendes Beratungsgespräch der Tierhalterin bzw. des Tierhalters mit der jeweiligen 
Betreuungstierärztin bzw. dem jeweiligen Betreuungstierarzt anhand einer standardisierten und 
veröffentlichten Protokollvorlage; 

 2. ein Maßnahmenplan mit Frist für die Umsetzung von Verbesserungsmaßnahmen; 

 3. die Absolvierung einer verpflichtenden Schulung der Tierhalterin bzw. des Tierhalters sowie der 
Tierärztin bzw. des Tierarztes zur Reduktion antimikrobiell wirksamer Tierarzneimittel bzw. 
antimikrobiell wirksamer Arzneimittel von mindestens vier Stunden, wobei der Schulungsinhalt 
und die Bildungseinrichtungen vom Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz oder einer von diesem beauftragten Stelle anerkannt werden müssen; 

 4. ein Betriebsbesuch und Beratung durch unabhängige Expertinnen bzw. Experten auf Kosten der 
Tierhalterin bzw. des Tierhalters; 

 5. soweit trotz Durchführung von gemäß Z 1 bis 4 angeordneten Maßnahmen eine Überschreitung 
nicht beseitigt oder vermieden werden kann, ein Betriebsbesuch durch die zuständige Behörde 
unter möglicher Zuhilfenahme von unabhängigen Expertinnen bzw. Experten, welche über das 
Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz oder einer von 
diesem beauftragten Stelle anerkannt werden. Dies umfasst auch die Überprüfung der Umsetzung 
der Auflagen (Schulung etc.) sowie der bisherigen Maßnahmenpläne und getroffenen 
Maßnahmen; 

 6. soweit trotz Durchführung von gemäß Z 1 bis 5 angeordneten Maßnahmen eine Überschreitung 
nicht beseitigt oder vermieden werden kann, eine Reduktion des Tierbestandes bzw. der 
Besatzdichte. 

(6) Die Maßnahmen gemäß Abs. 5 sind von der Landeshauptfrau bzw. vom Landeshauptmann mit 
Bescheid, gegebenenfalls unter einer gleichzeitig zu setzenden angemessenen Frist und unter Ausspruch 
der notwendigen Bedingungen oder Auflagen, anzuordnen. Diesen ist von der Tierhalterin bzw. dem 
Tierhalter bzw. der Tierärztin bzw. dem Tierarzt nachzukommen. Bei Tiergesundheitsdienst 
(TGD)-Teilnehmerinnen bzw. TGD-Teilnehmern, die an einem entsprechenden bundesweiten 
Tiergesundheitsprogramm, anerkannt durch das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz, teilnehmen, hat die Setzung von Maßnahmen gemäß Abs. 5 Z 1 bis 4 und deren 
Kontrolle durch den jeweiligen TGD zu erfolgen. Bis zum Ende eines jeden Kalenderjahres hat die 
Geschäftsstelle des jeweiligen TGD eine Übersicht der gesetzten Maßnahmen im Rahmen des 
Programmes gemäß Abs. 5 Z 1 bis 4 für jeden Betrieb der jeweils zuständigen Behörde zu übermitteln. 
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